
 

 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung registerrecht-

licher Vorschriften unter besonderer Berücksichtigung des Datenschutzes 

Gz.: 350001#00004#000 

 
Sehr geehrte Frau Höhfeld, 

für die Übersendung des oben genannten Referentenentwurfs vom 15. Juni 2026 bedanken 
wir uns und nehmen die Gelegenheit zur Stellungnahme gerne wahr. 

Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) vertritt als gesetzliche Spitzenorganisation die Ge-
samtheit der bundesweit fast 106.000 Steuerberater*innen, Steuerbevollmächtigten und steu-
erberatenden Berufsausübungsgesellschaften. Neben der Vertretung des Berufsstandes auf 
nationaler und internationaler Ebene wirkt die BStBK an der Beratung der Steuergesetze so-
wie an der Gestaltung des Berufsrechts sowie dem Ausbau der Digitalisierung in Deutschland 
mit. 

Die BStBK hat die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 4. Oktober 2024 zur 

Kenntnis genommen. Die mit dem Referentenentwurf verfolgte Begrenzung der in öffentlich 

abrufbaren Registerdokumenten enthaltenen personenbezogenen Daten schießt jedoch über 

die durch die Entscheidung angezeigten Anpassungen des nationalen Rechts hinaus. Die 

BStBK unterstützt grundsätzlich das Ziel, Datenschutz und Registertransparenz in einen an-

gemessenen Ausgleich zu bringen. Eine Anpassung muss jedoch zugleich gewährleisten, 

dass Registerinformationen weiterhin in dem Umfang verfügbar bleiben, der zur Erfüllung ge-

setzlicher Berufs-, Sorgfalts- und Aufsichtspflichten erforderlich ist. Dies gilt insbesondere für 

die Pflichten nach dem Geldwäschegesetz. 
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Die BStBK bemerkt kritisch, dass der Entwurf über die datenschutzrechtlich gebotene Be-

schränkung einzelner Datenfelder hinaus den allgemeinen Zugang zu bestimmten Registerdo-

kumenten erheblich einschränkt. Für Dokumente, die von vornherein nicht zum Abruf freige-

geben werden oder deren Freigabe nachträglich aufgehoben wird, soll künftig nur noch eine 

Einsichtnahme nach den allgemeinen Vorschriften über die gerichtliche Akteneinsicht möglich 

sein. Gleichzeitig wird für Notare ein privilegierter Zugang geschaffen, während andere Be-

rufsgruppen, die Unternehmen laufend beraten und vertreten, nicht berücksichtigt werden.  

Das Handelsregister erfüllt eine zentrale Informations- und Publizitätsfunktion für den Wirt-

schafts- und Rechtsverkehr. Es ermöglicht der Öffentlichkeit, verlässlich und ohne unverhält-

nismäßigen Aufwand festzustellen, welche Rechtsverhältnisse bestehen, wer für einen 

Rechtsträger verantwortlich ist und wer diesen vertreten darf. Ohne solche Informationen und 

ihre allgemeine Zugänglichkeit durch uneingeschränkt einsehbare Register wäre der Rechts-

verkehr in seiner Sicherheit und Leichtigkeit erheblich beeinträchtigt. Der Referentenentwurf 

hebt in seiner Begründung selbst hervor, dass die allgemeine Zugänglichkeit der Registerin-

formationen für die Sicherheit und Leichtigkeit des Rechtsverkehrs erforderlich ist. Dieses Ziel 

darf durch die datenschutzrechtlich veranlasste Neuregelung nicht in den Hintergrund treten. 

Für die betroffenen Dokumente wird die Einsichtnahme durch den Entwurf massiv erschwert. 

An die Stelle eines unmittelbaren elektronischen Abrufs tritt ein antrags-, nachweis- und prü-

fungsgebundenes Verfahren. Dies führt zu zusätzlichen Bearbeitungszeiten, manuellen Prü-

fungen und Rechtsunsicherheiten. Zugleich sind durch die vorgesehenen neuen Gebührentat-

bestände sowie durch eine gegebenenfalls erforderliche notarielle Mitwirkung zusätzliche 

Kosten für Unternehmen und deren Berater zu erwarten. 

Auch wenn der Entwurf im Kern unionsrechtlich veranlasst ist, wirkt er in seiner derzeitigen 

Ausgestaltung daher weniger als ein Digitalisierungs- und Entlastungsgesetz, sondern in we-

sentlichen Teilen als ein Bürokratiebelastungsgesetz. 

Unsere Anmerkungen im Einzelnen können Sie der beigefügten Stellungnahme entnehmen.  

Wir bitten Sie, unsere Anmerkungen bei der Weiterentwicklung des Gesetzentwurfs zu berück-

sichtigen und stehen für Rückfragen auch in einem persönlichen Gespräch gern zur Verfügung.  

 
Mit freundlichen Grüßen 

Claudia Kalina-Kerschbaum i. A. Florian Jäckel 

Geschäftsführerin Abteilungsleiter Digitalisierung/IT-Projekte 
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Im Einzelnen: 

Zu Art. 1 Nr. 3 (§ 9 Abs. 1 HGB-E) und Art. 8 Nr. 2 und 3 (§§ 9a bis 9d und § 10 HRV-E) – 

Einschränkung der allgemeinen Einsichtnahme 

Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 HGB-E soll die Einsichtnahme künftig nur noch in das Handelsregister 

sowie in die vom Handelsregister zum Abruf freigegebenen Dokumente jedem zu Informati-

onszwecken gestattet sein. 

Damit wird der Zugang zu Dokumenten, die zum Handelsregister eingereicht wurden und künf-

tig nicht zum Abruf freigegeben sind oder deren Freigabe zum Abruf aufgehoben wurde, aus 

dem frei zugänglichen Registerverfahren in das Verfahren der gerichtlichen Akteneinsicht ver-

lagert. Personen, die nicht an dem zugrunde liegenden Registerverfahren beteiligt sind, müs-

sen nach § 13 Abs. 2 FamFG ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen. Dies widerspricht 

dem im deutschen Recht tief verankerten Grundsatz der Informations- und Publizitätsfunktion 

eines Registers. 

Die BStBK hält diese Verfahrensumstellung für einen erheblichen Rückschritt. Bislang unmit-

telbar abrufbare Informationen können künftig nur noch aufgrund eines gesonderten Antrags, 

nach Darlegung des Einsichtsinteresses und nach einer gerichtlichen Einzelfallentscheidung 

erlangt werden. Es ist zu erwarten, dass diese Anforderungen zu Verzögerungen und zusätzli-

chen Aufwand führen. Diese Auswirkungen gehen über eine allgemeine Erhöhung des Ver-

waltungsaufwands hinaus. So ist zum Beispiel die geldwäscherechtliche Identifizierung grund-

sätzlich vor Begründung der Geschäftsbeziehung vorzunehmen. Darüber hinaus sind die zu-

grunde liegenden Dokumente, Daten und Informationen während der Geschäftsbeziehung ri-

sikoorientiert in angemessenen zeitlichen Abständen zu aktualisieren. Ein von Antragstellung, 

Glaubhaftmachung und gerichtlicher Einzelfallentscheidung abhängiger Registerzugang kann 

daher sowohl die Mandatsannahme als auch die laufende Überwachung bestehender Man-

datsverhältnisse verzögern. 

Die BStBK spricht sich deshalb dafür aus, den Schutz personenbezogener Daten vorrangig 

durch eine konsequente Datenminimierung und die unverzügliche Bereitstellung bereinigter 

Ersatzdokumente zu gewährleisten. Eine Einschränkung der allgemeinen Einsichtnahme darf 

nur erfolgen, soweit sie im konkreten Fall tatsächlich erforderlich ist. Der Entwurf sollte sicher-

stellen, dass dem Rechtsverkehr grundsätzlich eine datenschutzkonforme Fassung des jewei-

ligen Dokuments zur Verfügung steht und eine ersatzlose Aufhebung der Abrufbarkeit auf eng 

begrenzte Ausnahmefälle beschränkt bleibt. Dies entspricht auch der Entscheidung des 

EuGH, welche keine generellen Einschränkungen notwendig macht, sondern am Beispiel ei-

nes Gesellschaftsvertrages das Zurückfallen auf eine datenschutzkonforme Kopie vorsieht. 
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Zu Art. 8 Nr. 3 (§ 10 Abs. 4 HRV-E) – Privilegiertes Einsichtsrecht für den steuerberaten-

den Berufsstand 

Nach § 10 Abs. 4 Satz 1 HRV-E muss Inhabern, Gesellschaftern und Mitgliedern eines 

Rechtsträgers sowie den zu seiner Vertretung berufenen eingetragenen Personen stets Ein-

sicht in die eingereichten Dokumente dieses Rechtsträgers gewährt werden. 

§ 10 Abs. 4 Satz 2 HRV-E erweitert dieses Recht auf Notare, die glaubhaft machen, dass sie 

im Namen einer der in Satz 1 genannten Personen tätig werden. In diesem Fall bedarf es kei-

ner zusätzlichen Darlegung eines berechtigten Interesses. Für Steuerberater, Steuerbevoll-

mächtigte und steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften ist eine entsprechende Rege-

lung nicht vorgesehen.  

Diese Differenzierung ist nicht nachvollziehbar. Steuerberater sind regelmäßig mit der umfas-

senden steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Beratung von Unternehmen beauftragt. 

Steuerberater sind zudem Organe der Steuerrechtspflege und unterliegen als solche einer ge-

setzlich geregelten Berufsaufsicht und einer umfassenden Verschwiegenheitspflicht. Ein ge-

genüber der Einsichtnahme durch Notare vermindertes datenschutzrechtliches Schutzniveau 

ist daher nicht zu erwarten.   

Die Gleichstellung ist darüber hinaus durch die geldwäscherechtliche Aufgabenstellung des 

steuerberatenden Berufs sachlich gerechtfertigt. Die Einsicht erfolgt nicht aus einem allgemei-

nen Informationsinteresse, sondern regelmäßig zur Erfüllung gesetzlicher Sorgfaltspflichten. 

In diesem Zusammenhang weisen wir auf die geplante Änderung des § 23 Abs. 3 Satz 1 GwG 

durch den Referentenentwurf für ein „Gesetz für mehr Gerechtigkeit durch die Stärkung der 

Zollverwaltung und die Bekämpfung der Finanzkriminalität“ hin. Durch diese Änderung soll al-

len Verpflichteten nach dem Geldwäschegesetz und damit auch Steuerberatern die Möglich-

keit eingeräumt werden, mittels eines durch die registerführende Stelle geschaffenen und 

nach ihren Vorgaben ausgestalteten automatisierten Einsichtnahmeverfahrens Einsicht in das 

Transparenzregister zu nehmen. 

Die BStBK tritt grundsätzlich für eine Bewahrung der Öffentlichkeit des Handelsregisters ohne 

generelle Einschränkungen ein. Hilfsweise fordert die BStBK, Steuerberatern, Steuerbevoll-

mächtigten und Berufsausübungsgesellschaften nach dem Steuerberatungsgesetz in § 10 

Abs. 4 Satz 2 HRV-E ausdrücklich aufzunehmen und ihnen unter denselben Voraussetzungen 

wie Notaren ein privilegiertes Einsichtsrecht zu gewähren. 

§ 10 Abs. 4 Satz 2 HRV-E sollte daher hilfsweise wie folgt gefasst werden: 

„Notaren sowie Steuerberatern, Steuerbevollmächtigten und Berufsausübungsgesell-

schaften nach dem Steuerberatungsgesetz, die glaubhaft machen, dass sie im Namen 

der in Satz 1 genannten Personen Einsicht in eingereichte Dokumente nehmen wollen, ist 

Einsicht zu gewähren, ohne dass es der Darlegung eines weiteren berechtigten Interes-

ses bedarf.“ 
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Zu Art. 8 Nr. 3 (§ 10 Abs. 4 HRV-E) – Elektronischer Nachweis der Berufsträgereigen-

schaft und des Mandats 

Das Einsichtsverfahren muss von Beginn an vollständig digital ausgestaltet werden. Ein privi-

legiertes Einsichtsrecht darf nicht zu einem Verfahren führen, in dem Berufsträgereigenschaft 

und Bevollmächtigung wiederholt durch Papierdokumente oder unstrukturierte elektronische 

Anlagen nachgewiesen und anschließend manuell durch die Registergerichte geprüft werden 

müssen. 

Für den elektronischen Nachweis der Identität und der Berufsträgereigenschaft steht mit der 

Steuerberaterplattform bereits eine gesetzlich verankerte Vertrauensinfrastruktur zur Verfü-

gung. Der Zugang zur Steuerberaterplattform erfolgt nach § 86c Abs. 3 StBerG über ein siche-

res Verfahren mit zwei voneinander unabhängigen Sicherungsmitteln.  

Diese Infrastruktur ist geeignet, dem Registerportal einen elektronisch überprüfbaren Nach-

weis darüber bereitzustellen, dass eine zugreifende Person als Steuerberater Steuerbevoll-

mächtigter bestellt ist. Eine erneute Identitäts- oder Berufsträgerprüfung durch das einzelne 

Registergericht wäre dann nicht erforderlich. 

Perspektivisch sollte die Regelung technologieoffen auch die Verwendung eines verifizierba-

ren Wallet-Nachweises ermöglichen. Im Rahmen der Europäischen Digitalen Identität sollen 

Wallets neben der Identität auch überprüfbare persönliche und berufliche Attribute sowie Ver-

tretungsbefugnisse abbilden können. Ein künftig verfügbarer Nachweis über die Berufsträger-

eigenschaft könnte deshalb auch über eine EUDI-Wallet erbracht werden. Die gesetzliche Re-

gelung sollte bereits jetzt so ausgestaltet sein, dass ein solcher Nachweis ohne erneute ge-

setzliche Grundsatzänderung eingebunden werden kann.  

Neben der Berufsträgereigenschaft kann, über die von der BStBK im gesetzlichen Auftrag be-
triebene Vollmachtsdatenbank, der konkrete Mandatsbezug nachgewiesen werden.  
 
Zu Art. 8 Nr. 3 (§ 10 Abs. 4 HRV-E) – Einsichtsrecht der Steuerberaterkammern als Auf-

sichtsbehörden nach dem GwG 

Neben dem Zugang der Berufsträger ist auch der Zugang der Steuerberaterkammern zu be-

rücksichtigen. Die jeweils örtlich zuständige Steuerberaterkammer ist nach § 50 Nr. 7 GwG 

Aufsichtsbehörde für Steuerberater und Steuerbevollmächtigte und übt nach § 51 GwG die Auf-

sicht über die Einhaltung der geldwäscherechtlichen Pflichten aus. Im Rahmen risikobasierter 

Aufsichtsmaßnahmen und konkreter Prüfungen kann es erforderlich sein, die von einem Ver-

pflichteten dokumentierten Angaben mit verlässlichen Registerinformationen abzugleichen. 

Darüber hinaus benötigen die Steuerberaterkammern Registerinformationen zur Wahr- 

nehmung ihrer berufsrechtlichen Aufgaben nach § 76 StBerG, insbesondere im Zusammen-

hang mit der Überwachung beruflicher Pflichten und der Prüfung gesellschaftsrechtlicher  

Verhältnisse von Berufsausübungsgesellschaften. Ein antrags-, glaubhaftmachungs- und  
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einzelfallprüfungsgebundener Zugang würde die Wahrnehmung dieser gesetzlichen Aufgaben 

unnötig erschweren. 

Die BStBK regt deshalb an, auch für die zuständigen Steuerberaterkammern einen aus-

drücklichen, elektronischen und zweckgebundenen Zugangstatbestand vorzusehen 

und regt ergänzenden Normvorschlag an: 

„Den nach § 50 Nummer 7 des Geldwäschegesetzes zuständigen Steuerberaterkam-

mern ist Einsicht zu gewähren, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 

nach dem Geldwäschegesetz oder dem Steuerberatungsgesetz erforderlich ist; der Dar-

legung eines weiteren berechtigten Interesses bedarf es nicht.“ 

Ergänzend zu Art. 8 Nr. 3 (§ 10 Abs. 4 HRV-E) – Öffnung des automatisierten Grund-

buchabrufs für den steuerberatenden Berufsstand 

Der Referentenentwurf ordnet registerrechtliche Zugänge neu und sieht in § 10 Abs. 4 HRV-E 

einen erleichterten, berufsbezogenen Zugang zu nicht allgemein abrufbaren Dokumenten vor. 

Das Gesetzgebungsverfahren bietet damit einen Anlass, auch das automatisierte Abrufverfah-

ren für Grundbuchdaten fortzuentwickeln. Die BStBK hatte in der Vergangenheit bereits mehr-

fach angeregt (bspw. zum RefE einer Verordnung zur Erleichterung der Grundbucheinsicht für 

Erneuerbare-Energien-Anlagen und Telekommunikationsinfrastrukturen), dieses Verfahren für 

den steuerberatenden Berufsstand zu öffnen. 

Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder haben anlässlich ihrer 97. Konferenz 

das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz gebeten, Regelungen zu prüfen, 

die den Grundbuchabruf unter Berücksichtigung der technischen Umsetzbarkeit zukunftsge-

richtet ausgestalten. Dabei sollte der automatisierte Grundbuchabruf auch für weitere Berufs-

gruppen geöffnet werden, die einer gesetzlich speziell geregelten Aufsicht unterliegen und die 

regelmäßig, Abrufe tätigen. Dies trifft insbesondere auf den steuerberatenden Berufsstand zu. 

Steuerberater benötigen im Auftrag von Grundstückseigentümern und sonstigen dinglich Be-

rechtigten regelmäßig Grundbuchdaten, insbesondere für Grundsteuer-, Erbschaft- und 

Schenkungsteuererklärungen, Grundstückstransaktionen, Kaufpreisaufteilungen, Betriebsauf-

gaben sowie Bewertungen. Steuerberater führen dementsprechend regelmäßig Abrufe von 

Grundbuchdaten durch. Fehlen die vorgenannten Angaben beim Mandanten, müssen sie je-

doch bislang vielfach in aufwendigen Einzelverfahren beschafft werden. 

Steuerberater sind von dinglich Berechtigten beauftragte Personen oder Stellen i. S. d. § 133 

Abs. 2 Satz 2 GBO. Die Voraussetzungen des § 133 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 GBO – Vielzahl der 

Übermittlungen oder besondere Eilbedürftigkeit – schließen viele Kanzleien gleichwohl fak-

tisch aus. Als unabhängige Organe der Steuerrechtspflege (§ 32 Abs. 2 Satz 1 StBerG) unter-

liegen Steuerberater einer im Steuerberatungsgesetz speziell geregelten Berufsaufsicht durch 

die Steuerberaterkammern und umfassenden gesetzlichen Berufspflichten wie die Pflicht zur 

Verschwiegenheit und Unabhängigkeit. Auch diesbezüglich weisen wir darauf hin, dass durch 

den Referentenentwurf für ein „Gesetz für mehr Gerechtigkeit durch die Stärkung der 
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Zollverwaltung und die Bekämpfung der Finanzkriminalität“ das automatisierte Aufsichtsver-

fahren in das Transparenzregister auch für den steuerberatenden Beruf geöffnet werden soll 

(§ 23 Abs. 3 Satz 1 GwG-E). Ein mandatsbezogener automatisierter Abruf wäre daher daten-

schutzgerecht und würde zugleich die Grundbuchämter entlasten. 

Bei einem bundeseinheitlichen Datenbankgrundbuch sollte die Steuerberaterplattform zur Au-

thentifizierung des Steuerberaters verwendet werden. Auch in diesem Fall sollte die Regelung 

auch künftige Wallet-Nachweise ermöglichen. 

Die BStBK regt daher nachdrücklich an, einen weiteren Artikel zur Änderung der 

Grundbuchordnung aufzunehmen und § 133 Abs. 2 Satz 4 GBO auf Steuerberater, Steu-

erbevollmächtigte und Berufsausübungsgesellschaften nach dem Steuerberatungsge-

setz zu erstrecken. 

 


